
 
Antrag  
der Fraktionen der SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und DIE LINKE 
betreffend prekäre Beschäftigungsverhältnisse an hessischen 
Hochschulen 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
Der Landtag beauftragt den zuständigen Fachausschuss (Ausschuss für Wis-
senschaft und Kunst), eine öffentliche Anhörung zu dieser Thematik durch-
zuführen, um Einblick in die tatsächliche Arbeitswirklichkeit der Beschäftig-
ten an hessischen Hochschulen zu erhalten. 
 
 
Begründung: 

An deutschen Hochschulen ist die Anzahl der prekären Beschäftigungsver-
hältnisse - insbesondere im Mittelbau, der 85 v.H. der Lehrenden und For-
schenden an deutschen Hochschulen ausmacht - alarmierend hoch. Eine Un-
tersuchung zeigt, dass 2009 nur 25 v.H. der wissenschaftlichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter im Mittelbau einen unbefristeten Vertrag hatten. 
Demgegenüber sind 75 v.H. der Beschäftigten mit überwiegend ganz kurz-
fristigen Arbeitsverträgen beschäftigt, die im Durchschnitt unter einem Jahr 
Vertragslaufzeit liegen. Diese Kurzzeitverträge geben keine verlässliche Zu-
kunftsperspektive, auf der beispielsweise eine Familiengründung aufgebaut 
werden kann.  
 
Vor allem die Lehre wird immer stärker auf prekär Beschäftigte verlagert. 
So zeigen die Antworten der Landesregierung auf die Kleinen Anfragen mit 
den Drucksachennummern 18/1573 und 18/5152, dass ein erheblicher Teil 
der Lehre von Lehrbeauftragten geleistet wird. Selbst die Juniorprofessuren 
sind üblicherweise befristet. 
 
Neben der unsicheren Lage für befristet angestellte Nachwuchswissenschaft-
ler ist insbesondere für Lehrbeauftragte  diese Situation schwierig, da sie mit 
Honorarverträgen beschäftigt werden und somit alle Sozialabgaben selbst 
zahlen müssen. Diese Beschäftigungspraxis sorgt unter anderem dafür, dass 
nur wenige Frauen Professorinnen bzw. Junior-Professorinnen werden.  
 
Die GEW geht davon aus, dass die Chancen auf einen dauerhaften Verbleib 
im Betrieb "Hochschule" gerade einmal bei 10 v.H. liegen. Die eigene wis-
senschaftliche Qualifikation bleibt in diesen Beschäftigungsverhältnissen 
häufig außen vor. 
 
Wiesbaden, 19. Juni 2012 
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Zur Behandlung im Plenum 
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